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Begrenzung der Ruhegehaltfähigkeit von Hochschulleistungsbezügen 

 

Jahresbericht des ORH Professoren können neben dem Grundgehalt 
Hochschulleistungsbezüge erhalten. Deren Ruhe-
gehaltfähigkeit bedarf einer Erklärung der Hoch-
schule, wenn die gesetzliche Grenze von 22 % des 
Grundgehalts überschritten werden soll. Für diese 
Überschreitungsmöglichkeiten bestehen landes-
weite Obergrenzen, deren Einhaltung vom Wissen-
schaftsministerium aber nicht überwacht wird. Der 
ORH fordert, die Einhaltung dieser Obergrenzen si-
cherzustellen. 

Beschluss des Landtags 
vom 3. Juli 2024 
(Drs. 19/2698 Nr. 2t) 

Die Staatsregierung wird gemäß Art. 114 Abs. 3 
und 4 BayHO ersucht, die Bemessungsgrundlage 
für die Ermittlung der Überschreitungsmöglichkei-
ten nach Art. 13 Abs. 5 BayBeamtVG zu konkreti-
sieren und die Einhaltung der Obergrenzen sicher-
zustellen. Dem Landtag ist bis zum 30.11.2025 zu 
berichten. 

Stellungnahme des Staatsmi-
nisteriums der Finanzen und 
für Heimat 
vom 25. November 2025 
(24 P 1615.2-1/25) 

Das Finanzministerium führt in Abstimmung mit 
dem Wissenschaftsministerium aus, dass den 
Empfehlungen des ORH entsprochen werde: 

• Zur Anpassung des Art. 13 Abs. 5 BayBeamtVG 
liege ein Gesetzentwurf vor, nach dem als Be-
messungsgrundlage für die Obergrenze die im 
Haushaltsplan ausgewiesenen Stellen heranzu-
ziehen seien (anstelle des Abstellens auf die tat-
sächlichen Stelleninhaber). Vorteile der neuen 
Bezugsgröße seien insbesondere die einfache 
und verwaltungsarme Wertermittlung der Be-
messungsgrundlage, Rechts- und Planungssi-
cherheit durch eine jährliche und stichtagsbezo-
gene Betrachtung und einheitliche Bemes-
sungskriterien zur Gewährleistung der Überwa-
chung der Höchstgrenzen durch das Wissen-
schaftsministerium. 

• Zur Gewährleistung eines einheitlichen Ver-
ständnisses werde ein von Finanzministerium 
sowie Wissenschaftsministerium gemeinsam er-
stelltes Vollzugsschreiben entworfen. Sein 
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Inhalt solle zudem in die BayVV-Versorgung 
aufgenommen werden. 

• Das Wissenschaftsministerium werde die neuen 
Regelungen nach deren Inkrafttreten in die 
Rechtsaufsicht über die Hochschulen einbezie-
hen, um eine effektive Einhaltung sicherzustel-
len. Dafür werde es neben der rechtsaufsichtli-
chen Behandlung konkreter Einzelfälle insbe-
sondere auch von seinem Informationsrecht 
nach Art. 10 Abs. 3 BayHIG Gebrauch machen. 

Anmerkung des ORH Die Empfehlungen des ORH werden vollständig 
umgesetzt. Die Änderung des Art. 13 Abs. 5 
BayBeamtVG ist mittlerweile zum 01.01.2026 in 
Kraft getreten (vgl. § 8 Nr. 1 und § 10 Gesetz zur 
Änderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 
23.12.2025, GVBl. S. 643). Die in der Stellung-
nahme angeführten Vorteile der Gesetzesanpas-
sungen decken sich mit den Ausführungen des 
ORH. 

Die Überwachung durch das Wissenschaftsminis-
terium scheint angesichts der Ausführungen des 
Finanzministeriums gewährleistet. 

Beschluss des Ausschusses 
für Staatshaushalt und Finanz-
fragen 
(Protokoll liegt noch nicht vor) 

Kenntnisnahme. 

 


